
VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) Nr. 182/2013 DER KOMMISSION 

vom 1. März 2013 

zur zollamtlichen Erfassung der Einfuhren von Fotovoltaikmodulen aus kristallinem Silicium und 
von Schlüsselkomponenten davon (Zellen und Wafer) mit Ursprung in oder versandt aus der 

Volksrepublik China 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates vom 
30. November 2009 über den Schutz gegen gedumpte Einfuhren 
aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Ländern ( 1 ) 
(„Antidumpinggrundverordnung“), insbesondere auf Artikel 10 
Absatz 4 und Artikel 14 Absatz 5, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 597/2009 des Rates vom 
11. Juni 2009 über den Schutz gegen subventionierte Einfuhren 
aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Ländern ( 2 ) 
(„Antisubventionsgrundverordnung“), insbesondere auf Artikel 16 
Absatz 4 und Artikel 24 Absatz 5, 

nach Anhörung des Beratenden Ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Am 6. September 2012 veröffentlichte die Europäische 
Kommission („Kommission“) im Amtsblatt der Europäischen 
Union eine Bekanntmachung ( 3 ) über die Einleitung eines 
Antidumpingverfahrens betreffend die Einfuhren von Foto­
voltaikmodulen aus kristallinem Silicium und von Schlüs­
selkomponenten davon (Zellen und Wafer) mit Ursprung 
in der Volksrepublik China („China“ oder „betroffenes 
Land“); das Verfahren wurde auf einen Antrag hin einge­
leitet, der am 25. Juli 2012 von EU ProSun („Antragsteller“) 
im Namen von Herstellern eingereicht worden war, auf die 
mehr als 25 % der gesamten Unionsproduktion von Foto­
voltaikmodulen aus kristallinem Silicium und von Schlüs­
selkomponenten davon (Zellen und Wafer) entfielen. 

(2) Am 8. November 2012 veröffentlichte die Kommission im 
Amtsblatt der Europäischen Union eine Bekanntmachung ( 4 ) 
über die Einleitung eines Antisubventionsverfahrens betref­
fend die Einfuhren von Fotovoltaikmodulen aus kristalli­
nem Silicium und von Schlüsselkomponenten davon (Zel­
len und Wafer) mit Ursprung in der Volksrepublik China; 
das Verfahren wurde auf einen Antrag hin eingeleitet, der 
am 25. September 2012 von EU ProSun im Namen von 
Herstellern eingereicht worden war, auf die mehr als 25 % 
der gesamten Unionsproduktion von Fotovoltaikmodulen 
aus kristallinem Silicium und von Schlüsselkomponenten 
davon (Zellen und Wafer) entfielen. 

A. BETROFFENE WARE 

(3) Bei der zollamtlich zu erfassenden Ware handelt es sich um 
Fotovoltaikmodule oder -paneele aus kristallinem Silicium 

sowie um Zellen und Wafer des in Fotovoltaikmodulen 
oder -paneelen aus kristallinem Silicium verwendeten Typs, 
die derzeit unter den KN-Codes ex 3818 00 10, 
ex 8501 31 00, ex 8501 32 00, ex 8501 33 00, 
ex 8501 34 00, ex 8501 61 20, ex 8501 61 80, 
ex 8501 62 00, ex 8501 63 00, ex 8501 64 00 und 
ex 8541 40 90 eingereiht werden, mit Ursprung in oder 
versandt aus dem betroffenen Land. Die Dicke der Zellen 
und Wafer beträgt höchstens 400 μm. 

(4) Von der zollamtlich zu erfassenden Ware sind folgende 
Warentypen ausgeschlossen: 

— Solarladegeräte, die aus weniger als sechs Zellen be­
stehen, tragbar sind und Strom für Geräte liefern oder 
Batterien aufladen, 

— Dünnschicht-Fotovoltaikprodukte, 

— Fotovoltaikprodukte aus kristallinem Silicium, welche 
dauerhaft in Elektrogeräte integriert sind, die eine an­
dere Funktion als die Stromerzeugung haben und die 
den Strom verbrauchen, der von der/den integrierten 
Fotovoltaikzelle/n aus kristallinem Silicium erzeugt 
wird. 

B. ANTRAG 

(5) Der Antrag auf zollamtliche Erfassung nach Artikel 14 Ab­
satz 5 der Antidumpinggrundverordnung sowie nach Ar­
tikel 24 Absatz 5 der Antisubventionsgrundverordnung 
wurde vom Antragsteller in den beiden Anträgen gestellt, 
die den im Wege der in den Erwägungsgründen 1 und 2 
genannten Bekanntmachungen eingeleiteten Verfahren zu­
grunde lagen; sie wurden in den anschließend eingereichten 
Unterlagen wiederholt und ergänzt. Der Antragsteller be­
antragte, dass die Einfuhren der betroffenen Ware zollamt­
lich erfasst werden, so dass in der Folge Maßnahmen gegen­
über diesen Einfuhren vom Zeitpunkt dieser zollamtlichen 
Erfassung an eingeführt werden können. 

C. GRÜNDE FÜR DIE ZOLLAMTLICHE ERFASSUNG 

(6) Nach Artikel 14 Absatz 5 der Antidumpinggrundverord­
nung und Artikel 24 Absatz 5 der Antisubventionsgrund­
verordnung kann die Kommission nach Konsultationen im 
Beratenden Ausschuss die Zollbehörden anweisen, geeig­
nete Schritte zur zollamtlichen Erfassung der Einfuhren zu 
unternehmen, so dass in der Folge Maßnahmen gegenüber 
diesen Einfuhren eingeführt werden können. Die zollamt­
liche Erfassung der Einfuhren kann auf einen Antrag des 
Wirtschaftszweigs der Union hin erfolgen, wenn er ausrei­
chende Beweise dafür enthält, dass diese Maßnahme ge­
rechtfertigt ist.
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(7) Der Antragsteller brachte vor, die zollamtliche Erfassung 
sei gerechtfertigt, da die betroffene Ware gedumpt sei 
und subventioniert werde und dem Wirtschaftszweig 
der Union durch die Niedrigpreiseinfuhren ein erhebli­
cher, schwer wieder auszugleichender Schaden entstehe. 

(8) Hinsichtlich des Dumpings liegen der Kommission hin­
reichende Anscheinsbeweise dafür vor, dass die Einfuhren 
der betroffenen Ware aus China gedumpt sind. Der An­
tragsteller übermittelte zudem Belege zum Normalwert, 
der auf der Grundlage der Produktionsgesamtkosten zu­
züglich eines angemessenen Betrags für Vertriebs-, Ver­
waltungs- und Gemeinkosten sowie einer Gewinnspanne 
ermittelt wurde, wobei die USA als Vergleichsland heran­
gezogen wurden. Die Beweise für das Vorliegen von 
Dumping stützen sich auf den Vergleich des so ermittel­
ten Normalwerts mit dem Preis der betroffenen Ware bei 
der Ausfuhr in die Union (auf der Stufe ab Werk). Ins­
gesamt und angesichts der Höhe der angeblichen Dum­
pingspanne wird durch diese Beweise in diesem Stadium 
hinreichend belegt, dass die fraglichen Ausführer Dum­
ping praktizieren. 

(9) Hinsichtlich der Subventionierung liegen der Kommission 
hinreichende Anscheinsbeweise dafür vor, dass die Ein­
fuhren der betroffenen Ware aus dem betroffenen Land 
subventioniert werden. Bei den Subventionen handelt es 
sich u. a. um der Solarpaneelindustrie gewährte Darlehen 
zu Sonderbedingungen (z. B. Kreditlinien und zinsverbil­
ligte Policy Loans staatseigener Geschäftsbanken und 
staatlicher Policy Banks, Subventionsprogramme für Aus­
fuhrkredite, Ausfuhrgarantien und -bürgschaften, Ver­
sicherungen für grüne Technologien, Gewährung des Zu­
gangs zu Offshore-Holdinggesellschaften, Rückzahlung 
von Darlehen durch den Staat), Zuschussprogramme (z. 
B. der „Export Product Research and Development Fund“, 
Subventionen im Rahmen der Programme „Famous 
Brands“ und „China World Top Brands“, „Funds for Out­
ward Expansion of Industries“ in der Provinz Guangdong, 
„Golden Sun Demonstration“-Programm), Bereitstellung 
von Waren durch den Staat zu einem Entgelt unterhalb 
der Marktüblichkeit (z. B. Bereitstellung von Polysilicium, 
Aluminiumstrangpresserzeugnissen, Glas, Strom und 
Land), Programme zur Befreiung bzw. Ermäßigung von 
direkten Steuern (z. B. Einkommensteuerbefreiungen oder 
-ermäßigungen im Rahmen des „Two Free/Three Half“- 
Programms (zwei Jahre steuerfrei/drei Jahre zum halben 
Steuersatz), Einkommensteuerbefreiungen für exportori­
entierte ausländisch kapitalisierte Unternehmen (Foreign 
Invested Enterprises, FIE), Einkommensteuerermäßigun­
gen für FIE aufgrund des Standorts, Einkommensteuerer­
mäßigungen für FIE, die in der VR China hergestellte 
Anlagen erwerben, Steuerverrechnung für Forschungs- 
und Entwicklungstätigkeiten in FIE, Steuererstattungen 
bei Reinvestition von FIE-Gewinnen in exportorientierten 
Unternehmen, Körperschaftsteuervergünstigungen für als 
Unternehmen im Bereich Hochtechnologie oder neue 
Technologien anerkannte FIE, Steuerermäßigungen für 
Unternehmen im Bereich Hochtechnologie oder neue 
Technologien, die an bestimmten Projekten beteiligt sind, 
Einkommensteuervergünstigungsregelungen für Unter­
nehmen in der nordöstlichen Region, Steuerprogramme 
der Provinz Guangdong) sowie für indirekte Steuern und 
Einfuhrzölle geltende Programme (z. B. Umsatzsteuerbe­
freiungen für die Verwendung eingeführter Anlagen, Um­
satzsteuervergütungen beim Erwerb von in der VR China 

hergestellten Anlagen durch FIE, Umsatzsteuer- und Zoll­
befreiungen beim Erwerb von Anlagevermögen im Rah­
men des „Foreign Trade Development“-Programms (Pro­
gramm zum Ausbau des Außenhandels)). Es wurde vor­
gebracht, bei den genannten Regelungen handele es sich 
um Subventionen, da sie eine finanzielle Beihilfe der Re­
gierung der Volksrepublik China oder anderer, regionaler 
Regierungen (einschließlich Körperschaften des öffent­
lichen Rechts) beinhalteten und den Empfängern daraus 
ein Vorteil erwachse. Die Subventionen seien von der 
Ausfuhrleistung und/oder der bevorzugten Verwendung 
inländischer statt eingeführter Waren abhängig und/oder 
seien auf bestimmte Branchen und/oder Unternehmens­
typen und/oder Standorte beschränkt; sie seien daher 
spezifisch und anfechtbar. Die im Antrag auf Einleitung 
eines Antisubventionsverfahrens und in den anschließend 
eingereichten Unterlagen im Zusammenhang mit dem 
Antrag auf zollamtliche Erfassung enthaltenen Belege zu 
Preis und Menge der Einfuhren weisen einen massiven 
Anstieg der Einfuhren sowohl in absoluten Zahlen als 
auch gemessen am Marktanteil im Zeitraum von 2009 
bis 2011 aus. In Anbetracht des dargelegten Sachverhalts 
wird durch die Beweise in diesem Stadium hinreichend 
belegt, dass die Ausfuhren der fraglichen Ware von an­
fechtbaren Subventionen profitieren. 

(10) Was die Schädigung betrifft, so liegen der Kommission 
hinreichende Anscheinsbeweise dafür vor, dass die Dum­
ping- und Subventionspraktiken der Ausführer dem Wirt­
schaftszweig der Union eine bedeutende, schwer wieder 
auszugleichende Schädigung zufügen. Die in den Anträ­
gen und in den anschließend eingereichten Unterlagen im 
Zusammenhang mit dem Antrag auf zollamtliche Erfas­
sung enthaltenen Belege zu Preis und Menge der Einfuh­
ren weisen einen massiven Anstieg der Einfuhren sowohl 
in absoluten Zahlen als auch gemessen am Marktanteil 
im Zeitraum von 2009 bis 2011 aus. Obwohl die Ein­
fuhren in absoluten Zahlen im Jahr 2012 rückläufig wa­
ren, hat sich der Marktanteil der Einfuhren der betroffe­
nen Ware aus dem betroffenen Land weiter erhöht. Die 
Menge und die Preise der eingeführten betroffenen Ware 
wirkten sich negativ auf die Verkaufsmengen, die auf 
dem Unionsmarkt in Rechnung gestellten Preise und 
den Marktanteil des Wirtschaftszweigs der Union aus, 
was die Gesamtergebnisse und die finanzielle Lage des 
Wirtschaftszweigs der Union sehr nachteilig beeinflusste. 
Bei den Beweisen handelt es sich um Angaben zu den 
wesentlichen in Artikel 3 Absatz 5 der Antidumping­
grundverordnung sowie in Artikel 8 Absatz 4 der Anti­
subventionsgrundverordnung aufgeführten Schadensfak­
toren, die in den Anträgen und den anschließend einge­
reichten Unterlagen zur zollamtlichen Erfassung enthal­
ten sind und die zudem durch Angaben des Wirtschafts­
zweigs der Union und Daten aus öffentlichen Quellen 
untermauert werden. 

(11) Der Kommission liegen ferner aus dem Antidumping­
antrag und dem nachfolgenden Schriftverkehr hinrei­
chende Anscheinsbeweise dafür vor, dass die Einführer 
wussten oder hätten wissen müssen, dass durch die Dum­
pingpraktiken der Ausführer dem Wirtschaftszweig der 
Union eine Schädigung entsteht oder entstehen könnte. 
So ging aus mehreren, über einen längeren Zeitraum 
hinweg in der Presse veröffentlichten Artikeln hervor, 
dass der Wirtschaftszweig der Union möglicherweise
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durch gedumpte Einfuhren aus dem betroffenen Land 
geschädigt wurde. Zudem ist angesichts der Höhe des 
möglichen Dumpings der Schluss naheliegend, dass den 
Einführern die Situation bewusst sein dürfte oder bewusst 
sein müsste. 

(12) Hinsichtlich der Subventionierung enthält der Antrag 
hinreichende Beweise für das Vorliegen kritischer Um­
stände, unter denen eine schwer wieder auszugleichende 
Schädigung durch massive, in einem relativ kurzen Zeit­
raum getätigte Einfuhren einer Ware verursacht wird, der 
anfechtbare Subventionen zugute kommen. Zu den Be­
weisen für das Vorliegen solcher Umstände zählt die 
rapide Verschlechterung der Lage des Wirtschaftszweigs 
der Union. 

(13) Des Weiteren liegen der Kommission hinreichende An­
scheinsbeweise dafür vor, dass eine solche Schädigung 
durch einen weiteren erheblichen Anstieg dieser Einfuh­
ren verursacht wird oder werden dürfte, der in An­
betracht der Zeitspanne und der Menge der gedumpten 
Einfuhren und sonstiger Umstände (z. B. Zunahme der 
Lagerbestände oder Verringerung der Kapazitätsauslas­
tung) die Abhilfewirkung endgültiger Zölle wahrschein­
lich ernsthaft untergraben würde, es sei denn, solche 
Zölle würden rückwirkend angewandt. Darüber hinaus 
ist in Anbetracht der Einleitung des jetzigen Verfahrens 
davon auszugehen, dass die Einfuhren der betroffenen 
Ware möglicherweise weiter zunehmen, bevor gegebe­
nenfalls vorläufige Maßnahmen eingeführt werden, und 
dass die Einführer ihre Lagerbestände rasch aufstocken 
könnten. 

D. VERFAHREN 

(14) Aus den vorstehenden Gründen gelangte die Kommission 
zu dem Schluss, dass die vom Antragsteller vorgelegten 
Anscheinsbeweise die zollamtliche Erfassung der Einfuh­
ren der betroffenen Ware nach Artikel 14 Absatz 5 der 
Antidumpinggrundverordnung und Artikel 24 Absatz 5 
der Antisubventionsgrundverordnung rechtfertigen. 

(15) Alle interessierten Parteien sind gebeten, unter Vorlage 
sachdienlicher Beweise schriftlich Stellung zu nehmen. 
Die Kommission kann interessierte Parteien außerdem 
anhören, sofern die Parteien dies schriftlich beantragen 
und nachweisen, dass besondere Gründe für ihre Anhö­
rung sprechen. 

E. ZOLLAMTLICHE ERFASSUNG 

(16) Nach Artikel 14 Absatz 5 der Antidumpinggrundverord­
nung und Artikel 24 Absatz 5 der Antisubventions­
grundverordnung sollten die Einfuhren der betroffenen 
Ware zollamtlich erfasst werden, damit, falls die Unter­
suchungsergebnisse zur Einführung von Antidumping- 
und/oder Ausgleichszöllen führen, diese Zölle, wenn die 
entsprechenden Voraussetzungen erfüllt sind, rückwir­
kend nach Maßgabe der geltenden Rechtsvorschriften 
auf die zollamtlich erfassten Einfuhren erhoben werden 
können. 

(17) Eine etwaige zukünftige Zollschuld ergäbe sich aus den 
Feststellungen der Antidumping- bzw. der Antisubventi­
onsuntersuchung. 

(18) Nach den Angaben im Antrag auf Einleitung einer Anti­
dumpinguntersuchung beträgt die durchschnittliche 
Dumpingspanne bei der betroffenen Ware schätzungs­
weise rund 60-70 % und die Zielpreisunterbietungs­
spanne bis zu 125 %. Der geschätzte Betrag der mögli­
chen zukünftigen Zollschuld wird auf die Höhe der Dum­
pingspanne festgesetzt, wie sie anhand der Angaben im 
genannten Einleitungsantrag geschätzt wurde, d. h. auf 
60-70 % ad valorem des CIF-Einfuhrwertes der betroffe­
nen Ware. 

(19) Nach den Angaben im Antrag auf Einleitung einer Anti­
subventionsuntersuchung beträgt die durchschnittliche 
Subventionsspanne bei der betroffenen Ware schätzungs­
weise rund 10-15 % und die Zielpreisunterbietungs­
spanne bis zu 125 %. Der geschätzte Betrag der mögli­
chen zukünftigen Zollschuld wird auf die Höhe der Sub­
ventionsspanne festgesetzt, wie sie anhand der Angaben 
im genannten Einleitungsantrag geschätzt wurde, d. h. 
auf 10-15 % ad valorem des CIF-Einfuhrwertes der be­
troffenen Ware. 

(20) Wie unter Nummer 5 der in den Erwägungsgründen 1 
und 2 genannten Bekanntmachungen erwähnt, unter­
sucht die Kommission derzeit, ob die Einfuhren der be­
troffenen Ware als Waren mit Ursprung in China be­
trachtet werden können. Nach Artikel 2 Buchstabe a 
der Antisubventionsgrundverordnung und Artikel 1 Ab­
satz 3 der Antidumpinggrundverordnung sind von der 
Regierung eines Zwischenlandes gewährte Subventionen 
anfechtbar bzw. kann ein Zwischenland im Falle einer 
gedumpten Ware das Ausfuhrland sein. Es sei im Übrigen 
darauf hingewiesen, dass sich die Einleitungsanträge 
ebenso wie der Antrag auf zollamtliche Erfassung auf 
Einfuhren aus China beziehen, ohne auf deren Ursprung 
einzugehen. Zudem haben die von den USA durch­
geführten Antidumping- und Antisubventionsunter­
suchungen zu der gleichen, aus China eingeführten 
Ware gezeigt, wie komplex die Produktions- und Mon­
tagevorgänge sind, welche gegebenenfalls die Ursprung­
seigenschaft verleihen könnten ( 1 ). In Anbetracht dieser 
Überlegungen wird es unbeschadet der Schlussfolgerun­
gen, die in dieser Angelegenheit gezogen werden, für 
angebracht erachtet, dass die zollamtliche Erfassung für 
die betroffene Ware mit Ursprung in oder versandt aus 
China gelten sollte. 

F. VERARBEITUNG PERSONENBEZOGENER DATEN 

(21) Alle im Rahmen dieser zollamtlichen Erfassung erhobe­
nen personenbezogenen Daten werden nach der Verord­
nung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natürli­
cher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemein­
schaft und zum freien Datenverkehr ( 2 ) verarbeitet —
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Die Zollbehörden werden nach Artikel 14 Absatz 5 der 
Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 und Artikel 24 Absatz 5 der 
Verordnung (EG) Nr. 597/2009 angewiesen, geeignete Schritte 
zu unternehmen, um die Einfuhren der folgenden Waren in die 
Union zollamtlich zu erfassen: 

— Fotovoltaikmodule oder -paneele aus kristallinem Silicium, 
die derzeit unter den KN-Codes ex 8501 31 00 (TARIC- 
Codes 8501 31 00 81 und 8501 31 00 89), ex 8501 32 00 
(TARIC-Codes 8501 32 00 41 und 8501 32 00 49), 
ex 8501 33 00 (TARIC-Codes 8501 33 00 61 und 
8501 33 00 69), ex 8501 34 00 (TARIC-Codes 
8501 34 00 41 und 8501 34 00 49), ex 8501 61 20 (TA­
RIC-Codes 8501 61 20 41 und 8501 61 20 49), 
ex 8501 61 80 (TARIC-Codes 8501 61 80 41 und 
8501 61 80 49), ex 8501 62 00 (TARIC-Codes 
8501 62 00 61 und 8501 62 00 69), ex 8501 63 00 (TA­
RIC-Codes 8501 63 00 41 und 8501 63 00 49), 
ex 8501 64 00 (TARIC-Codes 8501 64 00 41 und 
8501 64 00 49), ex 8541 40 90 (TARIC-Codes 
8541 40 90 21 und 8541 40 90 29) eingereiht werden, 

— Zellen des in Fotovoltaikmodulen oder -paneelen aus kris­
tallinem Silicium verwendeten Typs, die derzeit unter dem 
KN-Code ex 8541 40 90 (TARIC-Codes 8541 40 90 31 und 
8541 40 90 39) eingereiht werden, und 

— Wafer des in Fotovoltaikmodulen oder -paneelen aus kris­
tallinem Silicium verwendeten Typs, die derzeit unter dem 
KN-Code ex 3818 00 10 (TARIC-Codes 3818 00 10 11 und 
3818 00 10 19) eingereiht werden, 

mit Ursprung in oder versandt aus der Volksrepublik China. Die 
Dicke der Zellen und Wafer beträgt höchstens 400 μm. 

Von der zollamtlich zu erfassenden Ware sind folgende Waren­
typen ausgeschlossen: 

— Solarladegeräte, die aus weniger als sechs Zellen bestehen, 
tragbar sind und Strom für Geräte liefern oder Batterien 
aufladen, 

— Dünnschicht-Fotovoltaikprodukte, 

— Fotovoltaikprodukte aus kristallinem Silicium, welche dauer­
haft in Elektrogeräte integriert sind, die eine andere Funktion 
als die Stromerzeugung haben und die den Strom verbrau­
chen, der von der/den integrierten Fotovoltaikzelle/n aus 
kristallinem Silicium erzeugt wird. 

Die zollamtliche Erfassung endet neun Monate nach Inkrafttre­
ten dieser Verordnung. 

(2) Alle interessierten Parteien sind gebeten, innerhalb von 
20 Tagen nach Veröffentlichung dieser Verordnung unter Vor­
lage sachdienlicher Beweise schriftlich Stellung zu nehmen oder 
eine Anhörung zu beantragen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 1. März 2013 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO

DE 5.3.2013 Amtsblatt der Europäischen Union L 61/5


	Verordnung (EU) Nr. 182/2013 der Kommission vom 1. März 2013 zur zollamtlichen Erfassung der Einfuhren von Fotovoltaikmodulen aus kristallinem Silicium und von Schlüsselkomponenten davon (Zellen und Wafer) mit Ursprung in oder versandt aus der Volksrepublik China

